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Förderprogramm Energie des Kantons Luzern 

Allgemeine Förderbedingungen 

 
Gültig ab 1.1.2021 

 
1. Das Gebäude muss auf Kantonsgebiet stehen.  

2. Es besteht kein Rechtsanspruch auf Beiträge aus dem Förderprogramm Energie. Förderbeiträge 
können so lange gewährt werden, wie das jährlich genehmigte Förderbudget noch nicht ausge-
schöpft ist. Es wird maximal der in der Förderzusage festgelegte Betrag ausgezahlt. Der Förder-
beitrag darf 50% der Gesamtinvestition nicht überschreiten.  

3. Der Förderbeitrag ist pro Projekt auf 100‘000 Franken begrenzt.  

4. Das Beitragsgesuch ist zwingend vor Baubeginn einzureichen, andernfalls besteht kein Anspruch 
auf Förderung. 

5. Wird mit dem Bau nach der Gesuchseingabe, aber vor Erhalt der Förderzusage begonnen, trägt 
die Bauherrschaft das Risiko, möglicherweise die Förderbedingungen nicht zu erfüllen und damit 
keine Fördergelder zu erhalten.  

6. Es gelten die zum Zeitpunkt der Gesuchseingabe gültigen Fördersätze und -bedingungen. Als 
Eingabedatum gilt das Datum des Poststempels. Der Kanton Luzern empfiehlt eine eingeschrie-
bene Zustellung oder mit A-Post Plus (A+). 

7. Alle baulichen Arbeiten und Installationen haben dem aktuellen Stand der Technik zu entspre-
chen.  

8. Der Kanton Luzern beansprucht die erzielte CO2-Reduktionswirkung für sich. Die CO2-Wirkung 
darf nicht an Dritte (z.B. Stiftung KliK) abgetreten werden. Nicht gefördert werden Unternehmen 
mit ihren Standorten, welche von der CO2-Abgabe befreit sind (z.B. im Rahmen von Zielvereinba-
rungen mit dem Bund), und Anlagen, welche aufgrund von energiegesetzlichen Auflagen realisiert 
werden (z.B. Anlagen zur Erfüllung des Höchstanteils nichterneuerbarer Energien). Ausserdem 
dürfen geförderte Anlagen nicht im Widerspruch zu gesetzlichen Auflagen stehen.  

9. Das Gesuchsformular muss vollständig und korrekt ausgefüllt und mit allen den erforderlichen Bei-
lagen eingereicht werden. Bei fehlenden Unterlagen gilt das Gesuch als nicht eingereicht und wird 
ohne weitere Bearbeitung retourniert. 

10. Beiträge, die unrechtmässig erwirkt wurden, sind von den Empfängern mit Zinsen zurückzuerstat-
ten. Dies ist insbesondere der Fall, wenn  
- die Beiträge mittels falscher oder unvollständiger Angaben erwirkt wurden,  
- die Beiträge nicht dem im Gesuch beantragten Zweck entsprechend verwendet wurden oder  
- die Auflagen des Förderprogramms zur Beitragsgewährung nicht erfüllt werden.  

11. Gemäss geltendem Mietrecht müssen Fördergelder, die für energetische Sanierungen an Eigentü-
mer entrichtet werden, bei der Berechnung der Mietzinserhöhungen von den Investitionen in Ab-
zug gebracht werden. Der Kanton behält sich das Recht vor, die Mietenden auf eine entspre-
chende Anfrage hin über ausbezahlte Beiträge seines Förderprogramms an den/die Eigentümer/in 
zu informieren.  

12. Der Kanton Luzern ist gemäss Programmvereinbarung mit dem Bundesamt für Energie beauf-
tragt, bei mindestens 4% der Gesuche Ausführungskontrollen durchzuführen. Die Bauherrschaft 
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verpflichtet sich, den vom Kanton beauftragten Prüfern Zugang zu den geförderten Anlagen und 
Einsicht in die damit zusammenhängenden Dokumente zu gewähren. 

13. Gemäss den gesetzlichen Bestimmungen gibt die Dienststelle Umwelt und Energie die Informatio-
nen über ausbezahlte Beiträge des Förderprogramms Energie an die kantonale Steuerverwaltung 
weiter. 

14. Der Kanton Luzern kann bei grösseren Projekten eine Wirtschaftlichkeitsrechnung einfordern, wel-
che die Beurteilung der nicht amortisierbaren Mehrkosten und der Mehrinvestitionen erlaubt (Be-
rechnungsgrundlage SIA 480). 

15. Massnahmen bei öffentlichen Bauten und Anlagen der Kantone, welche der Regierungsrat oder 
das Kantonsparlament über die Kreditvergabe (z.B. Investitionskredit) direkt beeinflussen kann, 
sind nicht förderberechtigt. Massnahmen von Institutionen (öffentlich-rechtliche Anstalten, Aktien-
gesellschaften, Vereine, Stiftungen usw.), welche vom Kanton über einen Globalkredit (mit)finan-
ziert werden und somit der Regierungsrat oder das Kantonsparlament keinen direkten Einfluss 
nehmen kann, sind förderberechtigt. 

16. Massnahmen bei öffentlichen Bauten und Anlagen des Bundes sind nicht förderberechtigt.  


